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Warum sind 
Reformen notwendig?

Dies wird eine der Themen sein,
mit der wir uns bei unserer heurigen
Bundesfachtagung beschäftigen 
werden. Damit bin ich schon mitten
im Thema für mein Vorwort in dieser
Fachzeitschrift.  Die 14. Bundesfach -
tagung findet im Rahmen der Kom -
munalmesse und des Gemeinde -
bundtages am 12. und 13. September
2012  in Tulln statt.

Es ist dies eine einzigartige
Chance, einen noch größeren
Personen kreis für unsere Anliegen,
für Verwaltungsmodernisierungen zu
interessieren. Ich möchte mich an
dieser Stelle auch bei den Verant -
wortlichen und Organisatoren der
Kommunalmesse und des Ge -
meinde bundtages sehr herzlich
bedanken.

Das Hauptthema in unserer Tagung
ist die Verwaltungsreform am Bei -
spiel der Verwaltungsgerichtsbarkeit.
Für viele BürgermeisterInnen und
Amts leiterInnen stellt sich die Frage,
ob dies nun die historische Reform
ist, ein Schritt in die richtige Rich -
tung oder ein Angriff auf die
Gemeinde autonomie. Tatsache ist,
dass damit eine weitgehende Ab -
schaffung des administrativen In -
stanzenzugs in Verwaltungssachen in
der bisherigen Form und die Auf -
lösung von rund 120 Behörden ver-
bunden ist.  

Die am 15. Mai 2012 im National -
rat beschlossene Bundesverfassungs -
gesetzesnovelle zur Reform der Ver -
waltungsgerichtsbarkeit soll mit 
1. Jänner 2014 umgesetzt werden.
Für uns stellt sich nun die Frage, was
sich konkret für uns alles verändert
und wir organisatorisch in den näch-
sten 12 Monaten tun müssen, um uns

auf diese doch gravierende Maß -
nahme vorzubereiten.

Um Antworten auf diese Fragen zu
erhalten, haben wir die aus unserer
Sicht besten Referenten zu unserer
Tagung gebeten. Dr. Martin Huber ist
Landesgeschäftsführer des Salz -
burger Gemeindeverbandes, ist Ex -
perte auf dem Gebiet der Ver -
waltungs gerichtsbarkeit und wird
ausführlich über die Veränderungen
berichten.

Dr. Christian Ranacher, MAS ist
Vorstand der Abteilung Verfassungs -
dienst beim Amt der Tiroler Landes -
regierung und beschäftigt sich inten-
siv mit den gesetzlichen Aus -
wirkungen dieser Reform.

Dr. Josef Moser ist Präsident des
Rechnungshofes und in dieser Eigen -
schaft der oberste Wächter über die
zweckmäßige Mittelverwendung in
der öffentlichen Verwaltung. Dr.
Moser wird über die allgemein gül -
tigen Ziele der anstehenden Ver -
waltungsreform referieren – hier geht
es vor allem um die Verantwortung,
die es wahrzunehmen gilt: die Orga -
nisationen des Staates ständig zu
verbessern, die Wirtschaftlichkeit
und Wirksamkeit zu steigern und die
öffentlichen Mittel möglichst
effizient einzusetzen. 

Liebe KollegInnen und Bürger -
meisterInnen, für eine spannende
Tagung ist gesorgt! Nutzen Sie die
Chance im Rahmen des Gemeinde -
bundtages und der Kommunalmesse
auch die Tagung des FLGÖ  und die
interessanten Vorträge zu besuchen.

Die Anmeldeformalitäten können
Sie den nachstehenden Seiten ent-
nehmen. Wir freuen uns auf Ihre
Tagungsteilnahme!

Herzlichst, Dein, Ihr
Franz Haugensteiner MSc

GF Bundesobmann des FLGÖ 
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Vorwort des GF
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Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!
Sehr geehrte Damen und Herren!
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Mehr als 10 Jahre nach der
Gründung mit einem Umsatz von
über einer Milliarde Euro: die
Bundes beschaffung GmbH (BBG)
ist aus dem behördlichen Einkauf -
leben in Österreich für Gemeinden,
Länder und Bundesdienststellen
nicht mehr wegzudenken. 2011 war
übrigens das erste Jahr in dem die
Bundesverwaltung weniger als die
Hälfte des Einkaufsvolumens tätigte.
Der Stellenwert der BBG für Länder
und Gemeinden steigerte sich dem -
ent sprechend auf 50,8 Prozent. Das
Potenzial ist groß: Das derzeitige
Beschaffungsvolumen der öffen -
tlichen Hand in Österreich beträgt
rund sechs Milliarden Euro. Eine
Aussage der Geschäfsführer Hannes
Hofer und Andreas Nemec dazu lässt
aufhorchen: „Die BBG könnte bei
Abwicklung der gesamten Be -
schaffung die Ausgaben der öffen t -
lichen Hand auf fünf Milliarden
redu zieren, also eine Milliarde
Einsparung zur Budgetkonso li -
dierung erreichen helfen“. Vom
Toilettenpapier bis zum Strom, vom
Schreibtisch bis zum Dienstfahrzeug,
vom Notebook bis zum Kommunal -
traktor: die BBG hat tausende
Produkte und Dienstleistungen im
Programm.

E-Shop / E-Reisen / 
E-Tendering

Besonders beeindruckend ist die
konsequente Umsetzung des elektro-
nischen Weges. Neben der Bestell -
plattform „E-Shop“, in der sich alle
Angebote der Bundesbeschaffung
be finden, kommt auch „E-Reisen“
immer besser in Schwung. Dieses
Online-Bookingtool bietet allen
öffentlichen Dienststellen eine
präzise Reisekostenübersicht über
tausende Flüge, Hotels und Miet -
autos zum elektronischen Vergleich

und günstigsten Tarif. Erst vor weni-
gen Monaten wurde das erste „E-
Tendering“-Verfahren abge schlos -
sen: alle Angebote mussten online
eingereicht werden und wurden auch
online im Beisein der Bieter ge -
öffnet. Dieses Zukunftsmodell bietet
ein Höchstmaß an Transparenz.

E-Procurement-
Masterplan für Österreich

Von den EU-Aktionsplänen ge -
fördert nimmt auch in Österreichs
Be hörden das E-Procurement Gestalt
an. Hier gibt es immense Einspar po -
tenziale im Bereich der E-Rechnung,
die mit ein bis zwei Prozent des
Umsatzes beziffert werden, wenn die
papiergebundenen Prozesse durch
elektronische Verfahren ersetzt wer-
den. Daher wurde die BBG vom
Finanzministerium und der BLSG
(Bund-Länder-Städte-Gemeinden)
mit dem Projekt „Gemeinsamer
Einkauf der öffentlichen Verwal -
tung“ beauftragt. Die Hindernisse
liegen derzeit noch in den mangeln -
den Standards, der fehlenden gegen-
seitigen Anerkennung und auch in
den Bedenken der öffentlichen
Dienststellen auf dem Übergang zur
E-Beschaffung. Organisatorisch gilt
es, die drei Bereiche E-Bekannt -
machung und Ausschreibung, E-
Bestellung und E-Rechnung in einen
Prozess zu integrieren.

IKT- Konsolidierungs -
gesetz zur E-Rechnung

Einen Beitrag zur erhöhten Ge -
schwindigkeit bei E-Procurement
leistet sicher das soeben vom
National rat beschlossene IKT-
Konsolidierungsgesetz (BGBl. I Nr.
35/2012). Damit wird ab 1. Jänner
2014 die E-Rechnung auf Bundes -
ebene zwingend eingeführt. Das

bedeutet, dass im Waren- und Dienst -
leistungsverkehr mit Bundesdienst -
stellen alle Vertragspartnerinnen oder
Vertragspartner von Bundesdienst -
stellen oder deren sonstige Berech -
tigte zur Ausstellung und Übermitt -
lung von E-Rechnungen verpflichtet
sind. Eine elektronische Rechnung
(E-Rechnung - § 5) ist eine Rech -
nung, die in einem elektronischen
Format ausgestellt, gesendet, em -
pfangen und verarbeitet wird. Die E-
Rechnung wird nur dann als Rech -
nung anerkannt, wenn die Echtheit
der Herkunft, die Unversehrtheit des
Inhalts sowie die Lesbarkeit ge -
währleistet sind. Die E-Rechnung hat
zumindest die im § 11 Abs. 1 UStG
1994 genannten Rechnungsmerk -
male zu enthalten. 

Meine Meinung:
Nachdem im IKT-Konsoli -

dierungs gesetz auch viel zur  Fest -
legung von IKT-Standards beschlos -
sen wurde, können auch Länder und
Gemeinden davon ausgehen, dass die
E-Rechnung schneller kommt als
vielfach geglaubt.

Landesverband Oberösterreich
BBG: Bundesbeschaffung als Vorbild im „E-Bereich“

Mag. (FH) Reinhard Haider
Amtsleiter der Marktgemeinde 

A-4550 Kremsmünster,

Telefon: (07583) 52 55-26; 
Fax: (07583) 70 49

E-Mail: haider@kremsmuenster.at

E-Government-Beauftragter 
des OÖ. Gemeindebundes

„Quelle: OÖ. Gemeindezeitung 
des OÖ. Gemeindebundes“
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Gemeinsam mit der Wirtschafts -
kammer und dem Gemeindeverband
Salzburg wurden die lehrlings -
freundlichsten Gemeinden prämiert.

In der Kategorie „Die Gemeinde
als Ausbildungsbetrieb“ holte sich
die Stadtgemeinde Neumarkt den
Sieg. 

In der Kategorie „Lehrlingsaus -
bildung in der Gemeinde“ holte
sich die Marktgemeinde St. Michael
im Lungau den Titel. 

Den „Preis der Jury“ hat das
Projekt des FLGÖ Flachgaus ge -
wonnen und nahm die Marktge -
meinde Mattsee als Bewerber den
Preis in Empfang. 

Seit drei Jahren wird diese praxis-
bezogene Ausbildungsreihe für Lehr -
linge  nun erfolgreich angeboten. Es
werden im Durchschnitt gemeinsam
mit dem Raiffeisenverband Salzburg
6 Kurse pro Jahr ausgeschrieben,
welche im Durschnitt von 15
Lehrlingen pro Kurs besucht werden.

Der Ausbildungsumfang erstreckt
sich von der Persönlichkeits bildung
über den Jugendschutz, den Melde -
amtsbereich bis zur  Telefon schulung
über das Baumt bis hin zur Farb- und
Stilberatung. Ein weiterer großer
Vorteil dieser Kurse ist eine interne
Vernetzung der Jugendlichen. Sie 
lernen sich bei diesen Kursen 
kennen, bilden untereinander
Freund schaften und tauschen ihre
Kontakte aus. 

Der Trend in den Flachgauer
Gemeinden zeigt erfreulicherweise

einen Zuwachs an Lehrlingen in den
Gemeinden. Die Gemeinden werden
diese „Berufskarriere“ vor Ort 
weiterhin fördern und der FLGÖ
Flachgau wird auch weiterhin mit
dieser Ausbildungsreihe die Lehr -
linge in den Gemeinden tatkräftig
unterstützen. 

Michaela Iglhauser
Amtsleiterin 

der Marktgemeinde Mattsee 
und Lehrlingsbeauftragte des

FLGÖ Salzburg - Flachgau

Landesverband Salzburg
Die Wirtschaftskammer und der Salzburger Gemeindeverband 
suchten die lehrlingsfreundlichste Gemeinde in Salzburg

Lehrlingsausbildung im Flachgau - „Preis der Jury“
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Seit gut einem Jahr ist das neue
Verkehrssystem „Die Thalgauer
Koexistenz“ in Betrieb, dessen Ziel
es ist, das Miteinander aller Ver -
kehrs teilnehmer zu verbessern und
die Verkehrssicherheit zu erhöhen.
Diese Maßnahmen haben für alle
Verkehrsteilnehmer im Ort Verän -
derungen mit sich gebracht und
Veränderungen brauchen Zeit zum
Reifen. 

Mit der Schaffung der 30-km/h-
Zone und einer neuen Vorrang -
änderung wurde das Zentrum aber
bereits sehr gut entschleunigt. Der
gelb eingefärbte Straßenbereich soll
zusätzlich für den Autofahrer brem-
send wirken. Sicherheit durch
Unsicherheit ist ein Ansatz, der
schon in anderen Ländern für posi-
tive Ergebnisse sorgte. Ohne Zebra -
streifen und Leitlinien, dafür überall
die Straße queren zu können, ist ein
Vorteil. Neben dem farbigen Asphalt

unterscheidet sich der Platz von der
Landesstraße durch den Höhen -
unterschied von ca. 3 cm und ist
somit sogar für Rollstuhlfahrer
leichter passierbar.

Wichtig dabei ist aber, dass ich als
Fußgänger zeige, dass ich über die
Straße will. Als motorisierter Ver -
kehrs teilnehmer soll ich mich 
defensiv verhalten und den Fuß -

Landesverband Salzburg
Thalgauer Verkehrskonzept
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gänger queren lassen. Wenn jeder
Verkehrsteilnehmer auf den anderen
schaut, bringt dieses Miteinander auf
jeden Fall eine verbesserte Lebens-
und Aufenthaltsqualität im
Ortszentrum. Dieser Weg soll
gemeinsam weiter gegangen werden. 

Die drei wichtigsten Punkte dieses
Verkehrskonzeptes wurden in einer
eigenen Ampelkarte dargestellt und
kann entweder ins Auto gehängt oder
als informatives Lesezeichen ver-
wendet werden:

ROT: ROT: 
30 km/h Zone – Geschwindigkeit

reduzieren – wer langsam fährt, sieht

mehr und kann schneller stehen
bleiben!

GELB: 
Blickkontakt – Augen auf – wer

andere sieht, kann rücksichtsvoller
handeln!

GRÜN:GRÜN:
Fußgänger – Vorrang zu Fuß – den

Fußgänger überall queren lassen und
vor allem: Kinder haben immer
Vorrang!

Die mit 31. Mai 2011 in Kraft
getretenen StVO-Novelle brachte
eine Änderung der Straßenverkehrs -
ordnung. Der Vertrauensgrundsatz
wurde präzisiert. An die Spitze des
bisherigen § 3, Abs. 1 wurde durch
die Novelle der Satz „Die Teilnahme
am Straßenverkehr erfordert ständige
Vorsicht und gegenseitige Rücksicht -
nahme“ gestellt. Diese, für das
Thalgauer Verkehrskonzept, sehr
wichtige Änderung, wurde damit
begründet, dass in Zeiten des ständig
zunehmenden Verkehrs ein rück-
sichtsvolles Verhalten aller Verkehrs -
teilnehmer immer wichtiger wird.

Im vergangenen Jahr wurde die
Marktgemeinde Thalgau mit dem
Österreichischen Verkehrs sicher -
heits preis „Apuila 2011“ ausge -
zeichnet. Gewürdigt wurde mit
diesem Preis das neue innovative
Verkehrskonzept im Ortszentrum.
Durch die Geschwindigkeits re -
duzierung auf 30 km/, die Auflösung
von Zebrastreifen und Leitlinien und
die färbe Asphaltierung der Fahr -
bahnen, Gehwege und Plätze im
unmittelbaren Zentrum soll mehr
Sicherheit und Aufmerksamkeit aller
Verkehrsteilnehmer entstehen. Die
Verleihung dieses Preises für das
Projekt „Zentrum erLeben – Straßen
erLeben“ ist für die Marktgemeinde
Thalgau eine hohe Auszeichnung
und zeigt auch, dass ein Schritt in die
richtige Richtung gesetzt wurde.

Ganz wichtig ist hier auch die
Zusammenarbeit mit den Eltern, der
Polizei und der Schule. Ergänzend

wurden auch Schulweglotsen ein-
gerichtet, verschiedene Aktionen
gestartet, die die Kinder auf den
Schulweg vorbereiten und eine
ARGE „Sicherer Schulweg“ insta l -
liert, bei der auftretende Probleme
angesprochen und diskutiert werden
können.

„Oberstes Ziel aller Innovationen
ist ein Plus an Sicherheit – damit die
Straße wieder zum Wohlfühlraum
wird.“

Hans Haas 
Amtsleiter der Marktgemeinde Thalgau

Wartenfelserstraße 2,  5303 Thalgau
Tel.: +43 6235 / 74 71-13, Fax: DW15

haas@thalgau.at, www.thalgau.at  
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Erfolgreiche Menschen kennen
und nutzen sie - die Kraft der
Motivation. Beinahe jedes Ziel lässt
sich mit diesem wertvollen Antrieb
erreichen und scheinbar nichts stellt
ein Hindernis dar. 

Was steckt hinter diesen kraft -
vollen Gedanken und vor allem, wie
kann man diese für sein (Berufs-)
Leben nutzen? 

Wie kann eine Führungskraft  die
Be geisterung und damit die Moti -
vation an seine Mitarbeiter weit-
ergeben? 

Ist Motivation ansteckend und wie
erreicht man in diesem Fall diese
„gewünschte Ansteckung“? 

Die Umsetzung gestaltet sich be -
reits in einem privatwirtschaftlichen
Umfeld schwierig und eine noch
größere Herausforderung ist dies für
Führungskräfte in der öffentlichen
Verwaltung, in denen viele besondere
Rahmenbedingungen zu berück-
sichtigen sind.

A. Besondere Rahmen -
 bedingungen – besondere
Herausforderung

Führungskräfte in Gemeindever -
waltungen müssen zum Teil mit 
vielen Faktoren umgehen, die  sich
nur schwer beeinflussen lassen.
Dieser spezielle Rahmen ist gerade
für Aspekte der Motivation im Ver -
gleich zu privatwirtschaftliche
Unternehmen besonders heraus-
fordernd. 

Gemeindeverwaltungen gelten
beispielsweise als eine der wenigen
Branchen, die den „Luxus“ des
sicheren Arbeitsplatzes, nicht zuletzt
durch das Gesetz, verstärkter bieten
können als andere Arbeitsbranchen.
Dieser Sicherheit sind sich viele
Mitarbeiter bewusst. Manchmal er -
zeugt dies eine Leistungssteigerung,
in vielen Fällen auch eine Arbeits -
zufriedenheit, da Sicherheit ein
wesentlicher Aspekt für die Auswahl
eines Arbeitsangebotes darstellt.
Aber dieser Aspekt kann auch andere
Einstellungen verstärken, insbe -
sondere die „Dienst nach Vorschrift“
- Mentalität, oder „für so wenig Geld
arbeite ich nicht mehr“ - Einstellung.

Der Trend in der öffentlichen Ver -
waltung hat sich in den letzten Jahren
verändert. Diese muss sich heute mit
Begriffen wie Offenheit, Bürger -
service und Freundlichkeit präsen-
tieren. Weg von der streng hierarch -
ischen Ober- und Unterordnung
zwischen Verwaltung und Bürger –
hin zu transparenten Verwaltungs -
handlungen. Diese Entwicklung ist
eine durchaus zeitgerechte und mo -
derne Richtung. Amtsleiter sind
durch diesen Trend allerdings mehr
dazu angehalten, sich mit  Motiva -
tionsinstrumenten auseinanderzu -
setzen, um den Anforderungen ge -
recht zu werden und diese Aspekte in
ihrer Verwaltung tatsächlich zum
Leben zu erwecken. 

Die Forderungen vielschichtiger
Bürgerinteressen einerseits sowie der
Druck und die verschiedensten poli-
tischen Interessen der Kommunal -
politiker andererseits, formen außer -

gewöhnliche Rahmenbedingungen
für Führungskräfte der Gemeinde -
verwaltung. Verständlicherweise ver-
folgen Politiker auch das Ziel, wieder
gewählt zu werden oder ihr Prestige
zu erhöhen. Die Verwaltung sollte
von der Politik Ziele vorgegeben be -
kommen, die rechtskonform, sachge -
recht und mit möglichst wirt -
schaftlichem Ressourceneinsatz um -
zu setzen sind. In der Realität sieht
diese Aufgabenverteilung häufig
anders aus. Es werden seitens der
Politik unklare Ziele vorgegeben und
Politiker mischen sich operativ in das
Verwaltungsgeschehen ein.  Ver -
zichtet die Politik allerdings auf
Zielvorgaben, so verliert sie damit
auch den Anspruch auf die
Möglichkeit eines wirkungsorien-
tierten Controllings und stärkt die
Autonomie der Verwaltung, ihre
eigenen Interessen zu verfolgen –
wobei aber die Politiker gegenüber
dem Wähler in der Verantwortung
bleiben.  Die Prinzipien einer
wirkungsorientierten Verwaltung
oder des New Public Managements
harren noch häufig der Umsetzung. 

B. Moderne Motivation

Die Führungskraft in einer kom-
munalen Verwaltung wird heutzutage
in erster Linie durch fachliche
Kompetenz oder aufgrund jahre-
langer, guter Mitarbeit für diese
Position ausgewählt. Diese Grund -
vor aussetzung ist zwar wichtig –
aber die „moderne Verwaltung“ ver-
langt heutzutage mehr von seinem
Führungspersonal. So sollte dieser in
seinem Amt als Coach, Vorbild,

Landesverband Salzburg

Immaterielle 
Motivationsinstrumente 
als Erfolgsfaktor von Mag. (FH) Andrea Kupfner
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Zuhörer, Mediator bis hin zum
Berater für alle Lebensbereiche
fungieren. In vielen Bereichen ist es
nicht notwendig, mehr fachliches
Wissen als der Mitarbeiter zu haben.
Dies wäre in der Praxis, gerade in
mitarbeiterreichen Verwaltungen gar
nicht möglich. Im Laufe der Jahr -
zehnte wurde aus dem Chef, der alles
wissen muss, jemand, dessen
Kompetenzen auch noch in anderen
Bereichen – bei den „soft skills“ –
gefragt sind. Aus dem „Alleswisser“
wurde im Idealfall ein Coach, der
klare Ziele vorgibt und Mitarbeiter
individuell fördert um das beste
Ergebnis zu erhalten. Die Ziele
müssen sowohl der Führungskraft als
auch dem Mitarbeiter klar sein.
Wobei es ruhigen Gewissens dem
Mitarbeiter überlassen werden kann,
den Weg dorthin zu gestalten, wie
dieser möchte. Jede Verwaltung hat
schlaue Köpfe, denen man es 
durchaus zutrauen kann, selbst
kreativ tätig zu werden. Ge -
staltungsfreiheit ist ein starkes
Instrument, um Vertrauen zu 
schaffen und Motivationskräfte  zur
Entfaltung zu bringen. 

Praxistipp

Die gesamte österreichische Ver -
waltung, insbesondere auch eine ein-
wohnerreiche Gemeindeverwaltung,
wird, nicht ohne Konsequenzen,
stark von Juristen in der Position als
Amtsleiter dominiert. Sie bringen
vom Rechtsstudium ein sehr aus-
geprägtes Denken mit, das die
Regelgebundenheit unterstreicht und
das Verwaltungshandeln vor allem
unter dem Gesichtspunkt „Was
schreibt das Recht vor?“ betrachtet.
Diese Betrachtungsweise ist für die
Verwaltung natürlich unverzichtbar,
da es der Wahrung der Rechts -
staatlichkeit dient. Vor allem dient
dieses Denken dazu, dass die Ver -
waltung vorgegebene Ziele auf juri -
stisch korrekte Art und Weise um -
setzt.  Die vielfältigen Richtungen
der juristischen Ausbildung (als

Rechtsanwalt, Richter, Amtsleiter,
usw.) vermitteln wenig Fachwissen
über Führungsmanagement oder
Kommunikationsfähigkeit; es stehen
andere Themengebiete im Vorder -
grund. Allerdings kommen Juristen
in der Rolle als Personalchef oftmals
an ihre Grenzen. Um das Ver -
waltungs ziel nicht nur auf juristisch
korrekte Weise, sondern auch mittels
guter Mitarbeiterführung zu er -
reichen, sind Management- und
Führungsseminare hilfreich.

Das anschließende Lob nach er -
folgreicher Erledigung sollte eine
Selbstverständlichkeit sein, da ein
individuelles, persönliches und ehr -
liches Lob ein sehr kraftvolles Moti -
vationsinstrument ist, das vielfach
unterschätzt wird. Im Regelfall sind
wir (solange das Lob zu Recht aus -
gesprochen wird) unglaublich 
em pfänglich für angenehme Worte.
Es erzeugt ein Gefühl von Kraft,
Selbst vertrauen und Anerkennung
beim Mitarbeiter, wenn er spürt, dass
seine Arbeit geschätzt wird. 

Auch das „aktive Zuhören“ ist eine
Form, seine  Anerkennung dem Mit -
arbeiter gegenüber zum Ausdruck zu
bringen. Aktiv bezieht sich dabei auf
die Aufmerksamkeit, die man dem
Gesprächspartner (in diesem Fall
dem Mitarbeiter) schenkt. Das Aus -
reden lassen stellt eine Grundbe -
dingung dar. Danach gilt es, dem
Gegenüber die Aufmerksamkeit auch
zu zeigen. Dies funktioniert am
besten, wenn man Zeichen gibt (z.B.
„Aha“, Kopfnicken), dass man die
Inhalte verstanden hat und Interesse
am Gespräch findet. Nachfragen am
Schluss unterstützt dies.  Auch die
PALES© (ein Begriff der vom
Erfolgstrainer Dr. Winterheller
geprägt wurde) können die positive
Stimmung und damit das aktive
Zuhören in einem Gespräch unter-
stützen: PALES© sind ein Instru -
ment zur Herstellung der Träger -
frequenz. Es bedeutet ein positives
personenbezogenes, aktives, loben-

des, energiegebendes Statement
abzugeben (z.B. „Ich finde das
richtig gut, wie Sie das machen!“) 

Diese „Vorarbeit“ bildet eine gute
Basis für das anschließende Ge -
spräch, bei welchem es um den
eigentlichen Sachverhalt geht. Mit
der Methode des aktiven Zuhörens
spart sich die Führungskraft Zeit, da
Antworten präzise und gezielt
gegeben werden können. Mit einer
geschickten Fragetechnik kann beim
Nachfragen bereits auf eine Lösung
hingearbeitet werden. Meist liegt die
Lösung des Problems eines
Mitarbeiters bereits auf der Hand und
die Führungskraft führt den Mit -
arbeiter als Coach zur Lösung. 

Manchmal benötigt die Führungs -
kraft auch Mediatorfähigkeiten.
Eskalieren Gespräche und lodern
Konflikte, sollte sich  die Führungs -
kraft mit den Standpunkten der je -
weiligen Partei vertraut machen und
unvoreingenommen an die Sache
herangehen. Hinter vielen Kern an -
liegen, die bei einem Konflikt -
gespräch auf den Tisch gelegt 
werden müssen, stecken Ängste,
Bedürfnisse und Wünsche. Für eine
dauerhafte Lösung gilt es, diese ver-
steckten Emotionen herauszufinden.
Manchmal hängt es - gerade im be -
ruflichen Umfeld - damit zusammen,
dass der Mitarbeiter in einem
falschen Tätigkeitsfeld arbeitet.
Nichts ist mehr behindernd für ein
Unternehmen, als jemand, der dauer-
haft unzufrieden mit dem Arbeits -
umfeld ist. Es wirkt sich sowohl auf
die Arbeit, als auch auf die unmittel-
bar betroffenen Kollegen aus. 

Ist es offensichtlich, dass ein Mit -
arbeiter mit seiner Arbeit unzu -
frieden ist, hat die Führungskraft die
Pflicht etwas zu unternehmen. Es
wäre unproduktiv und unverant-
wortlich, auch gegenüber den un -
mittelbar umgebenen Kollegen,
einen Mitarbeiter am falschen Platz
mehr oder weniger arbeiten zu
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lassen. Es liegt in der Verantwortung
und Macht der Führungskraft, an
dieser Situation etwas zu ändern. Das
richtige Tätigkeitsfeld wirkt sich
längerfristig positiv auf Bürger,
Kunden und Kollegen aus. Um den
Mitarbeiter bei einer Umstruktur -
ierung nicht zu demotivieren, ist eine
offene Kommunikation sehr wichtig.
Ansonsten führen derartige Maß -
nahmen oft zu Gerüchten, falschen
Interpretationen oder dem Gefühl,
ungerecht behandelt zu werden. 

C. Motivationstechniken
für eine „motivierte
Verwaltung“

Mitarbeiter sind ein wesentliches
Kapital einer Institution. Ganz
besonders gilt dies auch für die
öffentlichen Verwaltungen. Erfolg -
reiche Führung und Motivation ist in
einem besonders regel- und gesetzes-
gebundenen Umfeld mit wenig
Flexibilität und Personalfluktuation
besonders schwierig. Es ergibt sich
eine außergewöhnliche Spannweite
möglicher Beziehungen zwischen
Führungskraft und Mitarbeiter. 

Manche Führungskräfte neigen
dazu, eingeschränkt zu kommuni -
zieren, Informationen extrem zu
zentra lisieren, allgemeine Vorgaben
über die Grundausrichtungen der
jeweiligen Organisationseinheit zu
verschweigen und andere Dienst -
stellen abzuschotten. Besonders Mit -
arbeiter sind bei einem solchen
Führungsverhalten demotiviert,
suchen berufliche Veränderungen
oder sind in der inneren Emigration,
ihr Potential liegt weitgehend still. 

Der Mitarbeiter baut damit eine
Distanz zur Führung auf. Der Grad
der Motivation hängt eng mit der
Führungskraft zusammen, auch ohne
dass diese bewusst darauf Einfluss
nimmt. Die Persönlichkeit, das Ver -
halten und die zwischenmenschliche
Beziehung der Führungskraft zum
Mitarbeiter prägen in besonderem

Maße die Leistungsbereitschaft. So
lässt sich erklären, warum
Mitarbeiter zB in Gemeindever -
waltungen bei einem Amtsleiter
förmlich aufblühen, während sie bei
einem anderen vor der inneren
Kündigung stehen. Die Leistungsbe -
reitschaft eines Mitarbeiters darf
daher nie isoliert betrachtet werden,
sondern immer nur im Zusammen -
hang mit der jeweiligen Führungs -
kraft und Kollegen. 

Führungskräfte, die eine offene
Kommunikation  und zusätzlich
einen wertschätzenden Umgang mit
ihren Mitarbeitern pflegen, genießen
längerfristig mehr an Respekt. Durch
die klare Vorgabe von der Aus -
richtung der Verwaltungseinheit und
ein vernetztes Arbeiten mit anderen
Dienststellen werden positive
Rahmen bedingungen geschaffen,
sodass sich Motivation entfalten und
wachsen kann. 

Dem früheren österreichischen
Bundeskanzler Bruno Kreisky wird
der Satz zugeschrieben, in dem eine
wesentliche Voraussetzung für
erfolg reiches Handeln als Politiker
formuliert wird: „Man muss die
Menschen gern haben“. In stark
regelgebundenen Verwaltungsein -
heiten gilt dieser Grundsatz auch für
erfolgreiche Führung. So können
Arbeitnehmer, mit denen die
Zusammenarbeit auch manchmal
schwer fällt, meist nicht einfach aus-
getauscht werden. Führungskräfte
haben einen schwierigen Weg hin-
sichtlich der Personalführung, wenn
sie nicht den Menschen hinter dem
Mitarbeiter sehen, Emotionen, Ver -
letzlichkeiten, Hoffnungen und
Wünsche erkennen. „Den Menschen
zu sehen“ bedeutet allerdings nicht,
immer nett und freundlich sein zu
müssen. Klare Vorgaben und auch
ein kritisches Feedback müssen
ebenso übermittelt werden, wie
angenehme Nachrichten. Es ist aber
nötig, dem Mitarbeiter stets mit dem
nötigen Respekt gegenüber zu treten,

möglichst ohne Gesichtsverlust für
den Betroffenen und untermauert mit
sachlichen Begründungen. 

Führungskräfte sind Menschen,
von denen meist erwartet wird, dass
sie ein selbstbewusstes Auftreten
haben. Sie sollten sich ihrer selbst
bewusst sein und merken, ob sie gut,
schlecht, sicher, nervös, gestresst
oder entspannt sind. Kein Mitarbeiter
erwartet von Führungskräften, dass
sie kontinuierlich guter Laune, voller
Tatkraft und Energie sind. Allerdings
wirkt sich ein gestresster Amtsleiter
auf die Mitarbeiter aus. Es ruft ein
Gefühl der Unsicherheit hervor  und
instinktiv wird der Kontakt vom
Mitarbeiter zum Amtsleiter ver-
mieden, da man nicht als weiterer
„Stressfaktor“ auftreten möchte. 

Die soziale Kompetenz der
Führungs kraft ist ein entscheidender
Faktor, Motivation zu übertragen,
zuzulassen bzw. zu fördern. Sozial
kompetente Führungskräfte sind
imstande, an sich selbst zu arbeiten
und Kritik anzunehmen. Eine nega-
tive Grundeinstellung anderen
Menschen gegenüber, mangelndes
Einfühlungsvermögen und fehlender
Respekt gegenüber den Mitarbeitern
wird es Führungskräften schwer
machen, positiven Einfluss auf ihre
Mitarbeiter zu nehmen.  Kein Mit -
arbeiter wird sich dauerhaft gerne
von einer solchen Person führen
lassen. 

Motivation durch die Vorgabe von
Zielen ist für Führungskräfte in
öffentlichen Verwaltungen kein
selbst verständliches bzw. leichtes
Kriterium. Durch den Einfluss von
Gesetzen und der Politik wird es
schwer gemacht, Ziele zu setzen, die
gemeinsam mit dem Mitarbeiter
umgesetzt werden können. Nichts -
destotrotz kann die Führungskraft für
objektive und überprüfbare Kriterien
sorgen, die ein erreichtes Ziel in ihrer
Erledigung noch einmal bestätigen.
Allerdings ist das in Anbetracht der



13KOMMUNALES MANAGEMENT - digital

oft schwammigen Formulierung der
Ziele durch die Politiker schwierig
und erfordert eine gewisse Hart -
näckigkeit der Führungskraft gegen -
über den kommunalen Vertretern, um
das Ziel genau erkennen zu können.

Im Gegensatz dazu liegt die
Motivation durch Aufmerksamkeiten
ganz in den Händen des Amtsleiters.
Eine Anwendung dieses Motiva -
tionsinstrumentes ist leicht, denn es
ist weder durch das Gesetz noch
durch Politiker beeinflussbar. Das
aufmerksame Beobachten eines
Mitarbeiters erfordert lediglich Zeit
und Geduld. Es wirkt sich länger-
fristig mit Sicherheit positiv auf die
Arbeitseinstellung und –weise des
Mitarbeiters aus, wenn dieser das
Gefühl hat, wahrgenommen und in
seinen Wünschen und Sorgen ernst
genommen zu werden. 

Die Instrumente durch die Ge -
staltung des Tätigkeitsfeldes hängen
stark von der Bereitschaft der
Führungskraft ab, seinen Mitarbeiter
Entfaltungsmöglichkeiten zu bieten.
In allen öffentlichen Verwaltungen
gibt es verschiedene Abteilungen
bzw. Aufgabenbereiche, die sich auf
eine unterschiedliche Anzahl von
Mitarbeitern verteilen. Die
Führungs kraft hat fast immer die
Möglichkeit, einen Mitarbeiter
(wenn auch vielleicht nur vorüberge-
hend) in einem anderen Tätigkeits -
feld einzusetzen, wenn sich dieser im
bestehenden Arbeitsumfeld nicht
wohl fühlt. Dementsprechend leicht
ist auch die Anwendbarkeit dieses
Instrumentes, vorausgesetzt es wird
dadurch keinem anderen Mitarbeiter
sein für ihn erfüllendes Tätigkeitsfeld
weggenommen. Gerade in einer
größeren Gemeindeverwaltung ist
dieses Instrument ein sehr praktik-
ables, da es umfassende Einsatz- und
Arbeitsmöglichkeiten gibt, damit
sich der Mitarbeiter umorientieren
kann. Mitarbeitergespräche sind für
die Umsetzung dieses Instrumentes
unumgänglich.

Um Motivation zu halten (bzw. zu
fördern), ist es notwendig, dem
Mitarbeiter in seinem Tätigkeitsfeld
eine gewisse Gestaltungsfreiheit in
seiner Arbeit zu überlassen, was
nicht jeder Führungskraft leicht fällt.
Ebenso sollte eine (gewisse)
Gestaltung der Arbeitszeit er -
möglicht werden. So kann der
Mitarbeiter seine Arbeit in einem
Zeitrahmen erledigen, der für ihn am
besten geeignet ist. Davon kann die
Verwaltung nur profitieren und es ist
angesichts der vielfältigen Gleit -
zeitmodellen einfach möglich, 
flexible Arbeitszeitmodelle in einer
öffentlichen Verwaltung einzuführen.

D. Führen als eine 
innere Aufgabe

Allen Handlungsempfehlungen
gemeinsam muss der Wille der
Führungskraft voraus gehen, andere
Menschen führen, mitreißen, begeis-
tern und motivieren zu wollen.
Führung (so verstanden) benötigt
auch Zeit. Motivierte Mitarbeiter
bringen jedoch viele Vorteile und
sparen Zeit in anderen Bereichen: So
braucht man sie weniger zu kontrol-
lieren und auch weniger anzutreiben,
denn die ordnungsgemäße Erfüllung
ihrer Arbeitsaufgaben steht für sie
selbst im absoluten Mittelpunkt. Sie
sind voller Energie, halten die Fluk -
tuationsrate entsprechend niedrig
und es entsteht kein Burn-out-
Syndrom. 

Eine gute Führungskraft wird sich
durch gute Leistungen der Mit -
arbeiter nicht in ihrer Position be -
droht fühlen, sondern mit Freude be -
obachten, wie ein guter Führungsstil
die Mitarbeiter zu Wachstum und
Selbstverwirklichung verhilft und
damit zu einem guten Arbeits -
ergebnis. Die Führungskraft wird er -
kennen, dass sich Motivation über -
trägt, gemeinsames Wachstum in
Richtung Organisationsziele möglich
ist und die Arbeitszufriedenheit
zunimmt. 

Für die gute Zusammenarbeit zwi -
schen Führungskraft und Mitarbeiter
bilden diese Erkenntnisse die Basis
eines erfüllenden Berufslebens,
welches unumstritten zu lange ist,
um es demotiviert zu bestreiten.

In Kürze

Um Mitarbeiter zu motivieren, 
stehen der Führungskraft - abgesehen
von finanziellen Anreizen - auch eine
Reihe von immateriellen Motiva -
tions instrumenten zur Verfügung.
Durch soziale Kompetenz, Ein -
fühlungsvermögen, offene Kom -
munika tion sowie Wertschätzung
werden Verwaltungsziele gemeinsam
erfolgreich erreicht. Wachsende und
begeisterte Mitarbeiter sind keine
Bedrohung, sondern Ressourcen, die
jede Verwaltungseinheit braucht und
zu dem führt, worauf es ankommt:
Gute Ergebnisse. 

Mag.(FH) ANDREA KUPFNER

Stadtgemeinde Saalfelden
Rathausplatz 1, 5760 Saalfelden

Tel: 06582/797-30, 
Fax 06582/797-50

Internet: www.saalfelden.at
E-Mail: kupfner@saalfelden.at
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Am 25.04.2012 luden der Tiroler
Gemeindeverband und der Fachver -
band der leitenden Gemeindebe -
diensteten Tirols gemeinsam mit den
Initiatoren Raiffeisen-Landesbank
Tirol AG und der WRS energie- &
unternehmenslösungen gmbh zu
einem spannenden Informations -
nachmittag in die Raiffeisen-Landes -
bank nach Innsbruck ein. Mehr als 60
interessierte Gemeindeamtsleiter,
Bürgermeister und Entscheidungs -
träger konnten sich wichtige An -
regungen von den vier Vortragenden
mitnehmen und werden so manches
Projekt in der Zukunft wohl anders
angehen und gestalten.

Die vielen Zuhörer aus ganz Tirol
und Osttirol konnten erste An -
leitungen für eine zukunftsorientierte
Standort-, Regional- und Kommunal -
ent wicklung erhalten, in denen der
Vortragende DI Dr. Gerald Mathis
vom Institut für Standort-, Regional-
und Kommunalentwicklung unter
anderem nachdrücklich auf eine
zielorientierte Regionalplanung zur
Wohlstandssicherung in der Region
hinwies. Schließlich sind nur jene
Gemeinden in Zukunft erfolgreich,
die gemeindeübergreifend eine attra -
ktive Region mit leistbarem Wohn -
raum sowie erreichbaren und damit
attraktiven Arbeitsplätzen bieten
können.

DI Dr. Daniel Burtscher vom
Arbeits bereich für Baubetrieb, Bau -
wirtschaft und Baumanagement
zeigte die Probleme der üblichen
Projektabwicklung auf. So enden
etwa mehr als 90% der Bauvorhaben
als Streitfall vor Gericht. Zur
Vermeidung von Konflikten, konnte
dem Publikum ein alternativer Weg

zur Abwicklung von öffentlichen
Bauvorhaben aufgezeigt werden. Als
Schlagwort gilt hier die Partner -
schaft, die zwischen den öffentlichen
Auftraggebern und  den privaten
Auf tragnehmern frühzeitig besiegelt
werden müsse, um einerseits Poten -
ziale heben und anderseits Streitfälle
minimieren zu können.

Dr. Herbert Schöpf LL.M.,
Advokatur Dr. Herbert Schöpf LL.M.
Rechtsanwalt-GmbH, wies auf die
Möglichkeiten hin, wie man alterna-
tive Modelle nach den Regeln des
Bundesvergabegesetzes ausschreiben
und so zu besseren Ergebnissen kom-
men kann. Ergänzend ging er in
seinem umfangreichen Vortrag auch
auf die neuen Regelungen bzw. auf
die Feinheiten in der Ausschreibung
von öffentlichen Hochbauvorhaben
ein und konnte so manchen Ge -
meinde vertreter damit begeistern.

Abschließend wurde dem Audi -
torium von Mag. Dr. Helmut
Schuchter, Stauder-Schuchter-Kempf

Wirtschaftsprüfungs- und Steuerbe -
ratungsgesellschaft mbH & Co KG,
ein breiter Überblick über die Aus -
wirkungen des Stabilitätsgesetzes
2012 auf die Tiroler Gemeinden
ermöglicht. Neben den bereits viel
diskutierten Änderungen im Um -
satzsteuerrecht für viele Gemeinde -
projekte zeigte er auch die oft nicht
berücksichtigten Änderungen im
Bereich der Kommunalsteuer auf.

Die Veranstaltung ermöglichte
somit einen umfangreichen Über -
blick darüber, wie Gemeinden in
Zukunft Immobilienprojekte optimal
planen und umsetzen und somit die
Gemeindebudgets entlasten können.

Landesverband Tirol
Der Tiroler Gemeindeverband und der Fachverband
der leitendenden Gemeindebediensteten Tirols 
zeigen Möglichkeiten zum nachhaltigen
Immobilienmanagement für Gemeinden auf

Foto: Ing. Mag. (FH) Josef Liegl, DI Dr. Gerald Mathis, Gemeindeverbandspräsident Bgm. Mag. (FH) Ernst
Schöpf, Mag. Heinrich Kranebitter, FLGT Landesobmann Mag. Bernhard Scharmer

Mit freundlichen Grüßen
Al. Mag. Bernhard Scharmer
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Aus versicherungstechnischer
Sicht ist eine Gemeinde heute wie ein
Unternehmen zu betrachten. Die
Tätigkeit dieser Gebietskörperschaft
beschränkt sich längst nicht mehr auf
Fragen der Verwaltung, es werden
vielmehr zahlreiche Einrichtungen
für das öffentliche Wohl angeboten,
die entweder in Wirtschaftsbetriebe
ausgelagert sind oder direkt von der
Gemeinde geführt werden. Be -
trächtliche Werte sind vorhanden,
aber auch die Haftung aus den
diversen Tätigkeiten muss berück-
sichtigt werden. Ein ausreichender
und dem Risiko angepasster Ver -
sicherungsschutz entlastet hier vor
allem im Fall des Falles die
Gemeindekasse und trägt zum
Schutz des Gemeindebudgets bei. Im
Folgenden soll eine Grobübersicht
über die wichtigsten Risiken und
deren Absicherung gegeben und auf
ein paar besonders zu beachtende
Punkte hingewiesen werden.

Grundlage jedes Versicherungs -
schutzes ist die Sachversicherung,
geht es hier doch um die Absicherung
des vorhandenen Besitzes, also
Gebäude, Einrichtungen, gelagertes
Material und dergleichen. Auf die
Basis einer Feuerversicherung 
werden dabei Deckungen gegen
sogenannte Elementargefahren (etwa
Sturm, Schneedruck) aufgesetzt bis
hin zu Naturgefahren, die größeres
Ausmaß erreichen können, wie
Hochwasser und Überschwemmung.
Hinzu kommen die sogenannten
Nebenrisiken wie Schäden durch den
Austritt von Leitungswasser oder die
Einbruchdiebstahlversicherung. Die
vorhandenen Sachwerte werden
grund sätzlich auf Neuwert ver-
sichert, um im Fall der völligen

Zerstörung die Kosten für den
Wieder aufbau voll ersetzt zu bekom-
men. Nur gewisse Nebenrisiken 
werden dabei mit einer Höchst ent -
schädigungssumme begrenzt, um,
vereinfacht ausgedrückt, Prämien zu
sparen.

Wenn von einer Gemeinde größere
Anlagen, etwa zur Energiege -
winnung oder zur Abfallbeseitigung
betrieben werden, bei denen kost-
spielige Maschinen eingesetzt 
werden, ist an eine Maschinen -
bruch ver sicherung zu denken, die
über das von außen einwirkende
„Katastrophenrisiko“ hinaus auch
typische Maschinenschäden, wie
Bedienungsfehler, aber auch Her -
stellungs- oder Konstruktionsfehler,
die sich oft erst nach Ende der
Gewährleistung durch den Erzeuger
zeigen, abdeckt.

Viele Gemeinden verfügen über
wertvolle historische Urkunden
oder Gegenstände, die entweder in
Heimatmuseen gezeigt werden oder
einfach im Archiv der Gemeinde auf-
bewahrt werden. Hier greift die klas-
sische Versicherung zu kurz, weil
diese ja nur den Materialwert be -
zahlen würde. Es können aber
spezielle Deckungen arrangiert wer-
den, die etwa die Kosten für Re -
staurierungen oder spezielle An -
fertigungen von Kopien übernehmen,
damit nach einem Brandschaden
nicht das „Gedächtnis“ der Ge -
meinde verloren ist.

Zu wenig beachtet wird immer
noch das Thema der Haftung aus
der Betriebstätigkeit einer Ge -
meinde, etwa für Beschädigungen im
Zuge von Erhaltungsarbeiten oder

aus dem Betrieb von Bädern und
Sportanlagen bis hin zum Abhalten
von Veranstaltungen. Eine Haft -
pflicht versicherung mit einer Ver -
sicherungssumme von notwendiger-
weise mehreren Millionen Euro
bietet hier Deckung bei Personen-
und Sachschäden sowie daraus resul-
tierenden Vermögensschäden. Inter -
es sant ist dabei auch der Aspekt, dass
der Versicherer nicht nur gerecht -
fertigte Schäden bezahlt, sondern die
Gemeinde vor ungerechtfertigten
Forderungen schützt und diese – not-
falls gerichtlich – abwehrt. Somit
wird die Gemeinde auch vor der
direkten Austragung eines Konfliktes
geschützt, der auch politische Aus -
wirkungen haben könnte. Gegen
Schäden im Zuge der sogenannten
hoheitlichen Verwaltung schützt die
Sonderform der Amts- und Organ -
haftpflichtversicherung. Auch bei
dieser ist an die Vereinbarung aus -
reichender Versicherungssummen zu
denken – diese sind von Zeit zu Zeit
zu erhöhen, da das Anspruchsdenken
von Geschädigten in Österreich
zunimmt und die Zuerkennung
immer höherer Beträge durch die
Gerichte gegeben ist.

Oft sind größere Erhaltungsar -
beiten auf dem Gemeindegebiet
durch zuführen, etwa Kanalsanie -
rungen oder Wildbachverbauungen.
Es kann auch in die Gewinnung
neuer Energieformen durch Bio -
masse-Kraftwerke oder Wind- bzw.
Solarenergieanlagen investiert 
werden. Die damit zusammenhän-
genden Risiken können zwar ver-
traglich auf die bauausführenden
Firmen übertragen werden, es ist
aber durchaus zu empfehlen, dass die
Gemeinde selbst für einen aus -

Landesverband Tirol

Die richtige Versicherung für die Gemeinde
Der Teufel steckt im Detail



Nachdem in den Medien in den 
letzten Wochen und Monaten – auch
wegen der anhaltenden EURO-Krise
und dem Schwächeln des EURO-
Raumes – fast ausschließlich nega-
tive Meldungen verbreitet werden, ist
die finanzielle Großwetterlage für
die heimischen Kommunen heiter bis
wolkig. Es geht sogar wieder leicht
bergauf. Im Monatsvergleich stiegen
die Ertragsanteile in den Gemeinden
außer Wien durchschnittlich um 2,5
Prozent. Gemeinden in allen Bundes -

ländern dürfen sich daher wieder
über ein Plus freuen. Konservative
Prognosen sagen sogar übers ganze
Jahr eine Steigerung von rund 2,65%
voraus. 

Für dieses Wachstum, das für Wien
sogar plus 6,9% ausweist, sind die
ansteigenden Einnahmen aus der
Lohnsteuer und der Körperschaft -
steuer hauptverantwortlich. Die
Ertrags anteile erholen sich nach den
schlechten Ergebnissen bei der

Umsatzsteuer und der Kapital -
ertragssteuer langsam wieder.
Darüber hinaus verzeichnet die
Grunderwerbsteuer als Ausfluss der
Vertrauenskrise in den Kapital -
märkten deutliche Zuwächse, was
einerseits die Ertragsanteil-Vor -
schüsse erhöht und andererseits auch
dazu führt, dass die Vorschüsse 
länderweise sehr unterschiedlich
sind. Die Grunderwerbsteuer wird
nämlich in einem ersten Schritt nach
dem örtlichen Aufkommen zu
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reichenden Versicherungsschutz
sorgt und nur die Kosten dafür an die
Auftragnehmer überwälzt. Eine
wirklich umfassende Deckung bieten
Projektversicherungen in  der Form
von Bauwesen- und Montage ver -
sicherungen, bei denen nahezu alle
unvorhergesehen auftretenden
Schäden zu ersetzen sind. Daran
angehängt wird sinnvollerweise auch
ein Haftpflichtversicherungsteil, bei
dem das Risiko der Gemeinde als
Bauherr besondere Berücksichtigung
findet.

Selbst eine Pflichtversicherung wie
die Kfz-Haftpflichtversicherung
für die gemeindeeigenen Fahrzeuge
kann gewisse Tücken aufweisen.
Wird ein Fahrzeug, etwa ein ganz
normaler PKW, auch nur vorüberge-
hend für besondere Einsätze verwen-
det – z. B. als Einsatzfahrzeug oder
durch Vorspannen eines Schnee -
pflugs für den Winterdienst – ist dies
bei der Anmeldung des Fahrzeugs
anzugeben und im Zulassungsschein
zu vermerken. Für den Versicherer
ergibt sich daraus ein erhöhtes
Risiko, und er ist folglich zur
Berechnung einer höheren Prämie
berechtigt. Unterbleibt die Meldung
und stellt sich erst im Schadenfall

heraus, dass das Fahrzeug falsch
angemeldet wurde, kann der
Versicherer eine Obliegenheitsver -
letzung einwenden und sich bis zum
vollen von ihm geleisteten Betrag
beim Fahrzeughalter regressieren.

Nicht um die Frage der wirt -
schaftlichen Bedrohung, sondern um
den sozialen Umgang mit den
Gemeindebediensteten bis hin zu
ehrenamtlich Tätigen, geht es bei den
Möglichkeiten der Personenver -
sicherung. Zum einen kann mit einer
Unfallversicherung finanziell dage-
gen vorgesorgt werden, dass sich der
Lebensstandard des Betroffenen bei
einer größeren bleibenden Beein -
trächtigung (Invalidität) deutlich ver-
schlechtert oder dass im schlimmsten
Fall für Hinterbliebene ein Geld -
betrag zur Verfügung gestellt werden
kann. Für die Altersvorsorge der von
der Gemeinde Beschäftigten gibt es
mehrere Produkte aus der
Betrieblichen Altersvorsorge, deren
Kosten sogar teilweise im Rahmen
der sogenannten Zukunftssicherung
steuerlich abgeschrieben werden
können.

Die hier gebotene Übersicht ist
nicht erschöpfend. Für Gemeinden

bieten sich keine Versicherungs -
produkte „von der Stange“ an, 
sondern es ist vielmehr notwendig,
die  besonderen Anforderungen und
Risiken in einem Risikogespräch –
hier setzt sich auch bei uns der
Begriff des Risk Management durch
– festzulegen und dann einen
maßgeschneiderten Versicherungs -
schutz zu gestalten. Diese Aufgabe
kann vor allem von einem profes-
sionellen, unabhängigen Ver -
sicherungs makler, der auf Ge -
meinden spezialisiert ist, wie u.a.
GrECo International AG, wahrge -
nommen wird. Unser Team von
Account Managern und Spezialisten
stellt sich allen wie immer gearteten
Versicherungsthemen.

Mag. Andreas Krebs
Mitglied des Vorstandes 

GrECo International AG

Landesverband Burgenland
Finanzielle Situation der Gemeinden
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Ländertöpfen zusammengefasst und
erst dann nach dem Modus des
Finanzausgleichs auf die einzelnen
Gemeinden des Landes verteilt. 

Gemäß der aktuell vorhandenen
Einschätzung des Finanzmini steri -
ums (basierend auf den Konjunk -
turprognosen des Wirtschafts -
forschungsinstituts - WIFO - vom

Dezember 2011 und März 2012) soll
das Wachstum der Ertragsanteile der
Gemeinden ohne Wien 2012 gegen -
über 2011 rund 2,65 Prozent plus
betragen. Diese eher konservative
Einschätzung dürfte aus heutiger
Sicht leicht nach oben zu korrigieren
sein. Damit ist klar, dass wir – auf-
grund der guten Einnahmensituation
des Bundes – wieder einen kleinen

Spielraum in finanzieller Hinsicht
haben. Das kann sich aber schnell
ändern. Eine Ausgaben- und Auf -
gaben reform, die nachhaltige, struk-
turelle Effekte erzielt, ist weiterhin
unumgänglich.

Euer Ernst Wild
FLGÖ Landesobmann Burgenland

Landesverband Burgenland
64. Jahreshauptversammlung (A.Trucksitz)

Am 14.06.2012 war die Geburts -
gemeinde von Franz Liszt nicht nur
als geographisches Zentrum, sondern
auch als Tagungsort der Jahreshaupt -
versammlung des Fachverbandes der
Amtfrauen und Amtmänner des
Burgenlandes der Mittelpunkt der
burgenländischen Gemeindever -
waltung.

Von den insgesamt rd. 170 Ge -
meinden waren in gewohnter reger
Teilnahme Amtfrauen und Amt -
männer aus rd. 90 Gemeinden in das
Franz Liszt Zentrum, das unmittelbar
neben Liszts Geburtshaus errichtet
wurde, angereist.

Landesobmann Ernst Wild konnte
neben den Landtagsabgeordneten
Rudolf Geißler (Bgm. von
Oberpullendorf) und Klaudia Friedl
(Bgm. von Steinberg-Dörfl), die
Gemeindevertreterverbände-Präsi -
denten Leo Radakovits und Ernst
Schmid, den Bürgermeister von

Raiding, Markus Landauer, die kürz-
lich bestellte neue Leiterin der
Gemeindeabteilung, Frau WHR
Mag. Christina Philipp und den
Leiter der Personbalabteilung WHR
Mag. Adalbert Klug begrüßen.

In den Wortmeldungen der Ehren -
gäste wurde die Arbeit der
Kolleginnen und Kollegen in den
Gemeindeämtern, wie auch das 
ständige konstruktive Mitwirken des

Blick in den Saal des Franz Liszt Zentrums

Organisatoren vor dem Franz Liszt-Geburtshaus: 
v.l.n.r.: Gustav Glatter, Gerhard Horwath, Obmann Ernst Wild, Johann Reißner, Peter Pohl.

Landesobmann Ernst Wild
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Fachverbandes bei Landesgesetzen
mit hohem Lob gewürdigt.

Obmann Ernst Wild berichtete aus
erster Hand über Novellen beim
Bgld. Kanalgesetz, beim Bgld.
Baugesetz, bei der Gemeinde -
ordnung und der Gemeindewahl -
ordnung, aber auch über die laufen-
den Verhandlungen der geplanten
Besoldungsreform.

Auch der kürzlich in seinem Amt
bestätigte Obmann der bgld. Standes -
beamten, Koll. Gilbert Lang, be -
richtete über geplante Vorhaben des
Bundes beim zentralen Personen -
standsregister (ZPR).

Ein überaus interessanter Gast -
vortrag des Historikers Dr. Herbert
Brettl über „Migration im
Burgenland im historischen Kontext“

und die Präsentationen der neuersten
Technik bei den LED-Lampen im
Straßenbeleuchtungsbereich und der
landesweiten Erhebung zur Solar -
potentialanalyse schlossen die 
offizielle Tagung ab.

Im Burgenland wird die jährliche
Hauptversammlung abwechselnd
von den KollegInnen eines der 
sieben politischen Bezirke orga -
nisiert. Dabei gilt es selbstverständ-
lich, den Bezirk ins rechte Licht zu
stellen und sich von der schönsten
Seite zu präsentieren, was auch dies-
mal wieder gelang.

Am Nachmittag gab es in der
KUGA im nahegelegenen kroati-
schen Großwarasdorf nach einem
Kabarettprogramm von Fredi Jirkal
einen geselligen Ausklang.

Die angereisten Kolleginnen und Kollegen aus
dem Bezirk Güssing vor dem Geburtshaus von
Franz Liszt und dessen Büste.

Beim Empfang im Liszt-Zentrum:
Hannes Hirmann, Karl Lackner, Manuel Stranczl,
Heidi Hirmann, Melitta Lackner, Bettin Krammer-
Schwarz, Bernhard Wesch, Anneliese Werkovits,
Rudi Werkovits

Buchbeschreibung
„Kommunales E-Government“

Im Linde-Verlag ist Mitte Mai
2012 ein modernes Sammelwerk
über „Kommunales E-Government“
in Österreich erschienen. Kommunen
sind die zentrale Anlaufstelle für
Verwaltungsangelegenheiten der
Bürger. Mit der Änderung der
Verwaltung hin zu einer modernen
und kundenorientierten Ausrichtung
hat E-Government stetig an
Bedeutung gewonnen. Das Kompen -
dium von Herausgeber Wolfgang
Eixelsberger gibt einen Überblick
und Perspektiven zu den regionalen
elektronischen Prozessen, weitere 18
namhafte Autoren beschreiben
praxis nahe und multidisziplinär die
gesamte Bandbreite des E-Govern -
ment von der E-Signatur über die
Zustellung, die einheitliche Geo -
daten infrastruktur, Regiowikis, das
Gemeinderecht im RIS bis hin zu

Shared Service Center. In weiteren
Beiträgen wird die Situation in
Kärnten näher beleuchtet, aber auch
der Stand des kommunalen 
E-Govern ment in der Schweiz und
der Umsetzungsstand der EU-
Dienstleistungsrichtlinie in Deut -
schlands Kommunen. Das Buch ver-
sucht das Bewusstsein für kommu-
nales E-Government zu stärken und
Denkanstöße und Umsetzungs vor -
schläge zu präsentieren.

FH-Prof. Dr. Wolfgang
Eixelsberger ist als Professor für
Wirtschaftsinformatik an der Fach -
hochschule Kärnten tätig. Er leitet
den Studienzweig Digital Business
Management, der sich mit dem
Zusammenhang zwischen BWL, IT
und der Internetökonomie be -
schäftigt. Zu seinen Spezialfeldern

gehören E-Government, Informa -
tions management und Digital
Business. Er ist Herausgeber der
Fachzeitschrift eGovernment
Review.

Zu beziehen beim:
Linde-Verlag Wien, 

www.lindeverlag.at, 
broschiert: 248 Seiten, Auflage:

1., Auflage 2012 (15. Mai 2012),
Sprache: Deutsch, ISBN 978-3-

7073-1628-5, 48 Euro
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Der Bank Austria Kunstpreis wird

bereits zum dritten Mal ausgeschrieben.

Mit insgesamt 218.000,-- Euro Preisgeld

ist er der höchstdotierte heimische

Kunstpreis. Die Ausschreibung richtet

sich besonders an Gemeinden, lokale

und regionale Kulturinitiativen und kul-

turinteressierte UnternehmerInnen.

Wie hat sich der Bank Austria

Kunstpreis in den vergangenen zwei

Jahren entwickelt?

Willibald Cernko, Vorstandsvor -

sitzender der Bank Austria: Der Bank
Austria Kunstpreis ist mittlerweile ein
fixer Bestandteil der österrei chischen
Kunst- und Kulturszene. Seine vier
Kategorien ermöglichen es uns, eine 
breite Palette von künstler ischen Themen
und Schwer punkten zu berücksichtigen.
Nicht zuletzt tragen wir damit zur
Umsetzung innovativer Projekte auf
regionaler und lokaler Ebene bei, die

angesichts knapper werdender Kultur -
budgets sonst vielleicht gar nicht 
zustande kämen.

Wieso ist Ihnen die Förderung

regionaler und lokaler Initiativen so

wichtig?

Cernko: In einem Land mit einer
Kulturmetropole wie Wien sollte Kultur
dennoch auch stark lokal veran kert sein.
Mit unserem Regionalpreis geben wir
daher den zahlreichen regionalen
Initiativen eine Plattform. Denn selbst -
verständlich gibt es auch abseits der
großen Zentren eine vielseitige
Kulturszene, die sich durch Enthusias -
mus und Ideenreichtum auszeichnet!

Welche Erfahrungen aus 2011

bestätigen das Konzept des Bank

Austria Kunstpreises? 

Cernko: Für den Bank Austria
Kunstpreis 2011 wurden insgesamt 333

Projekte aus ganz Österreich einge -
reicht. Die hohe Qualität der einge -
reichten Projekte bestätigt die Vitalität
der heimischen Kultur landschaft! Unter
den Gewinnern 2011 sind unter anderem
regional sehr gut verankerte Initiativen
wie das Tiroler Literaturfestival Sprach -
salz, das auch speziell die Jugend
anspricht. Aber auch international aus-
gerichtete Projekte wie jenes des Grazer
Vereins Rotor, das zeitge nössische
bildende Kunst aus Österreich mit Kunst
aus dem Schwarz meer-Raum verbindet.
An dieser Stelle ermutige ich alle
Initiatoren von Kunst- und Kultur -
projekten, sich mit ihrer Bewerbung am
Bank Austria Kunstpreis 2012 zu 
beteiligen!

Bank Austria
schreibt den höchstdotierten 
Kunstpreis Österreichs neu aus

Interview mit Willibald Cernko,
Vorstandsvorsitzender der Bank Austria



Landesverband Steiermark
„Zusammenlegungen und Verwaltungskooperationen 
von Gemeinden – was ist dem Bürger noch zumutbar?“

20. Landesfachtagung des FLGÖ Steiermark 
vom 21. bis 22. Juni 2012 in Frohnleiten.
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Die Stadtgemeinde Frohnleiten
war Gastgeber der diesjährigen
Landes fachtagung der leitenden Ge -
meindebediensteten der Steiermark.
Fohnleitens Bürgermeister OSR
Johann Ussar lud zu einer Be -
sichtigung auf Burg Rabenstein ein,
wo einst im finsteren Mittelalter
Ritter um die Gunst des Burg -
fräuleins warben und Handelsleute
den Burghof mit ihren Waren
passierten. Für die großzügige Unter -
stützung bei den Vorbereitungen und
der Durchführung unserer Veran -
staltung danken wir auf diesem Wege
ganz besonders Herrn Bürgermeister
OSR Johann Ussar und Frau
Stadtamtsdirektorin Mag. Hildegard
Hammer. 

FLGÖ Steiermark –
Obmannwechsel 
steht bevor

Bei der anschließenden 21. Mit -
gliederversammlung im Volkshaus
Frohnleiten sprach Obmann Dr. Ulf
Reichl von den veränderten
Bedingungen der Gemeinden in der

Steiermark. „Die Gemeindestruktur -
reform bringt für viele Gemeinden
Ver änderungen“ so Dr. Ulf Reichl,

weshalb die diesjährige Landesfach -
tagung diesem Thema gewidmet
wurde. Obmann Reichl stellte auch
die Obmannfrage, da er aus dem
aktiven Gemeindedienst ausge -
schieden ist. Alle Mitglieder wurden
eingeladen, über die Nachfolgefrage
nachzudenken. Im nächsten Jahr soll
es zur Neuwahl des Obmannes des
FLGÖ Steiermark kommen.

Kommunikation in
Veränderungsprozessen
notwendig

Mit besonderer
Spannung wurden
die Impulsreferate
erwartet. Der Gen -
eral sekretär des
Österreichischen
Gemeindebundes,

wHR Dr. Walter Leiss kam auf die in

der Steiermark in Diskussion befind-
liche Gemeinde strukturreform zu
sprechen und meinte, dass in
Veränderungs prozessen Kommu -
nika tion unbe dingt notwendig ist.
Leiss bedauerte, dass dies in der
Steiermark  in der gewünschten Form
nicht der Fall ist. So wurde der
Gemeindebund in die laufenden
Prozesse und Diskus sionen nicht
aktiv eingebunden. Alle Gebiets -
körperschaften sehen sich mit
schwindenden Einnahmen konfron-
tiert, allerdings erhöht sich der
Aufwand bei den Aufgaben.  Leiss
kritisierte, dass sich die laufende
Strukturreform in eine Gebietsreform
abschwächt; der sollte eine Auf -
gaben reform gegenüberstehen.
„Darüber wird aber“, so Leiss
wörtlich, “nicht sehr viel ge -
sprochen“. Leiss vermisst auch
Zahlen, die die wirtschaftlichen Vor -
teile einer Zusammenlegung doku-
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mentieren. „Wenn man 3 Tote
zusammenlegt, steht kein Lebender
auf“ bringt es Leiss auf den Punkt.
Aus einer Studie der Universität Bern
geht hervor, dass die Größe einer
Gemeinde kein Fusionskriterium
darstellt.  Er wies auch darauf hin,
dass die Mittel aus dem Finanz -
ausgleich nicht mehr werden, 
sondern eben nur anders umge -
schichtet.  Leiss  informierte auch,
dass auf Landes- und Bundesebene
immer wieder versucht wird, den
Gemeindebund außen vorzulassen.
Nur das vehemente Einschreiten von
Präsident Bgm. Helmut
Mödlhammer verhinderte dies bisher.
Für Leiss ist die Zusammenarbeit
zwischen den Kommunen zu
forcieren und es gibt dazu bereits
gute und herzeigbare Beispiele.
„Durch Zusammenlegungen wird der
Standort einer Gemeinde nicht
attraktiver“ ist Leiss überzeugt. 

Änderungsprozesse
brauchen Bürgerbe -
teiligung

Im zweiten Im -
pulsreferat ging
Ernst Gödl, lang -
jähriger Bürger -
meister der Ge -
meinde  Zwaring-
Pöls und ehema-

liger Landtagsabge ordneter, eben-
falls auf die veränderten Be -
dingungen für die Gemeinden ein.
Für ihn ist die Gesellschaft mobiler
geworden. Es gibt auch Regionen,
die von Ab wanderung betroffen sind.
„Es ist an der Zeit, für Gemeinden
ein Fitness programm zu erstellen“
ist Gödl überzeugt. Für ihn stellt sich
aber die Frage, ob Fusionen die
einzige Möglichkeit sind um
Gemeinden fit zu machen. Den 1.
Systemfehler sieht Gödl im
Aufteilungsschlüssel des Finanz -
ausgleiches. Den 2. System fehler
ortet Gödl in der Kommunalsteuer:

„Die Wirtschafts zu wächse finden
hauptsächlich bei Verkehrsan -
bindungen statt“, so Gödl, „der
Verteilungsschlüssel  ist zu über-
denken“.  Gödl gab auch zu, dass die
Gemeinden den Bürgern teilweise
Aufgaben abgenommen haben, die
das gar nicht wollten. Er nannte  dies
eine peinliche Bürgerbe friedigung.
Für Gödl hat jede Gemeinde ein
eigenes Leben und eine eigene Seele.
Der Ver änderungsprozess in den
Kommunen braucht aber mehr Zeit.
Gödl ist auch überzeugt, dass es ein-
facher ist, Behörden, wie Bezirks -
haupt mannschaften, zusammenzu -
legen. Bei Gemeinden ist dieser
Prozess schwieriger, zumal Ge -
meinden ein eigenes kulturelles
Leben haben. Gödl trat auch dafür
ein, dass fair kommuniziert wird. Er
ist auch überzeugt, dass auf die
öffentlichen Kassen schwere Zeiten
zukommen. „Es kommt die Zeit der
Mangel verwaltung“ so Gödl und er
ergänzte, dass es wahrscheinlich in
Zukunft nicht mehr möglich sein
wird, dass Gemeinden alle 2 Jahre
Objekte oder neue Straßen eröffnen
können. Im Prozess der Gemeinde -
struktur sprach sich Gödl auch für
aktive Bürgerbe teiligung aus:
„Änderungsprozesse brauchen
Bürgerbeteiligung!“. 

Mit großer Aufmerksamkeit wurde
die Podiumsdiskussion zum Thema
„Zusammenlegungen und Ver wal -
tungskooperationen von Gemeinden
– was ist dem Bürger noch zumut-
bar?“, die von Herbert Gasperl
geleitet wurde, erwartet. Mit dem
bekannten Rechtsanwalt Dr.
Reinhard Hohenberg, Bürgermeister
Ernst Gödl und dem Generalsekretär
des Österreichischen Geheimbundes
wHR Dr. Walter Leiss,  Landtagsab -
ge ordneter und Bürgermeister Erwin
Gruber, dem ehemaligen 3. Land -
tagspräsident a.D. Georg Puhm aus
dem Burgenland, dem Obmann des
FLGÖ Burgenland Amtsleiter Ernst
Wild, Bürgermeister Erwin Petz aus

Donnersbachwald, Amtsleiter Ing.
Josef Mösenbacher aus Irdning und
Dr. Ulf Reichl, Obmann des FLGÖ
Steiermark, war das Podium im
Volkshaus von Frohnleiten sehr
prominent besetzt. Bedauert wurde,
dass trotz Zusagen leider keine
Vertretung vom Land Steiermark
anwesend war.

Bürgermeister Gödl sieht, wie er
schon in seinem Impulsreferat ausge-
führt hat, auch den Beibehalt der

Eigenständigkeiten der Gemeinden
mit Verbandslösungen als Mö g -
lichkeiten um Kommunen „FIT“ für
die Aufgaben der Zukunft zu
machen.  Generalsekretär Dr. Leiss
sieht dann keine Notwendigkeit von
Zwangsfusionen, wenn der wirt -

v.l.n.r.:
Bgm. Ernst Gödl,  LAbg. Erwin Gruber, Bgm.
Erwin Petz

v. l.n.r.: 
Georg Puhm, Herbert Gasperl, Ernst Wild, Dr.
Reinhard Hohenberg, Dr. Ulf Reichl, wHR Dr.
Walter Leiss
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schaftliche Vorteil  nicht nachge -
wiesen werden kann. In der
Steiermark fehlen ihm diese Daten.
Er spricht sich aber für einen Ausbau
der bestehenden Verbände aus. Leiss
kritisiert, dass der Gemeindebund,
als Vertretung der Gemeinden, in die
bisherigen Gespräche nicht einge-
bunden war.

In einem Zeitungsinterview hat
Landtagsabgeordneter Bgm. Erwin
Gruber davon gesprochen, dass die
Bürgermeister „krawutisch“ auf die
Strukturreformen reagiert haben.
Jegliche Reformen sollten durch
intensive Nachdenkphasen begleitet
werden und sollten auch neue
Denkansätze zulassen. Für LAbg.
Gruber ist aber der Informationsfluss
vom Land an die Bürgermeister nicht
optimal gelaufen. Gruber appelliert
aber, die Gesamtheit zu sehen. So
werden die Veränderungen in Mittel -
europa und die überlasteten Haus -
halte viele Kommunen zum Um -
denken anregen. Viele Gemeinden
haben sich daher bereits zu
Reformen und Zusammenlegungen
entschlossen. Für Gruber sind das
Budget und das Sozialsystem die
größten Baustellen in den
Gemeinden.

Rechtsanwalt Dr. Reinhard
Hohenberg informiert, dass die
Gemeinden in der Bundesverfassung
verankert sind. Gemeinden haben
aber keine Gebiets- bzw. Bestands -
garantie. Das Land kann daher frei-
willige Zusammenschlüsse ge -
nehmigen und Zusammenschlüsse
sogar verordnen. Für Hohenberg sind
Fusionen und Verbände Wege zum
Ziel, wenn es darum geht, durch
Effizienzsteigerung Kosten zu
sparen. Reformen sollten aber nicht
nur den Budgets dienen, sondern in
erster Linie der Bevölkerung. Gödl
hat lieber klare Entscheidungs -
strukturen. Durch RegioNext war es
Gemeinden möglich Verbände zu
gründen. „Aber wirklich weiterge-

gangen ist auch nichts“ so Gödl. Für
Hohenberg ist klar, dass Verbände
leben müssen. „Ich vergleiche einen
Verband als Verlobung, die Fusion ist
dann schon eher die Heirat“ ver -
gleicht Hohenberg. 

Landtagspräsident a.D. Puhm
informiert, dass das Burgenland in

den 70iger Jahren auch von Fusionen
betroffen war. Zwischenzeitlich gibt
es aber auch Gemeinden, die sich
wieder getrennt haben. Der Obmann
des Burgenländischen FLGÖ, Amts -
leiter Ernst Wild ergänzte, dass es
eine klare Aussage der politischen
Parteien im Burgenland gibt, die sich
für den Erhalt der Gemeinden in der
jetzigen Form ausgesprochen haben.
„Interessant ist auch“ so Wild, „dass
die getrennten Gemeinden jetzt 
besser zusammenarbeiten wie
zuvor“.  

Bürgermeister Erwin Petz aus
Donnersbachwald hatte das Problem,

dass sein Amtsleiter in die Privat -
wirtschaft gewechselt ist. „Dadurch
hat sich für mich die Frage gestellt,
den Dienstposten neu auszuschreiben
oder andere Lösungen zu finden“ so
Petz. Durch  die Kooperation mit der
Marktgemeinde Irdning konnte eine
Lösung gefunden werden. Petz
spricht sich aber vehement gegen

eine zwangsweise Fusionierung von
Gemeinden aus.  Amtsleiter Ing.
Josef Mösenbacher, der nun Amts -
leiter für die Marktgemeinde Irdning
und die Gemeinde Donnersbachwald
ist, zeigt sich verwundert, dass bisher
keine Stellungnahme oder Be -
willigung seitens des Landes
Steiermark zum Ansuchen der
Verwaltungsgemeinschaft einge -
gangen ist. Aus den bisherigen zwi -
schen dem Land Steiermark und den
Gemeinden geführten Gesprächen
geht allerdings hervor, dass es eine
klare Präferenz in Richtung Fusionen
gibt und Verwaltungsge meinschaften
derzeit keine Unter stützung durch
das Land Steiermark erfahren.
Weiters wird von den anwesenden
Amtsleitern, wie von der Ge -
werkschaft bereits angesprochen,
eine Beschäftigungs- und Ein -
kommensgarantie für die Gemeinde -
bediensteten nach den Fusionen vom
Land Steiermark gefordert.

Unsere Partner

Die Mitglieder des FLGÖ
Steiermark und die Partner und Aus -
steller bei der Landesfachtagung sind
zu einer Familie zusammengewach-
sen. Viele Aussteller sind bereits seit
Jahren dabei und genießen die Ge -
spräche mit den Kolleginnen und
Kollegen. Im Rahmen des Abend -
empfanges im Volkshaus Frohnleiten
konnten die Aussteller im Rahmen
einer moderierten Präsentation, ihre
Produkte und Visionen vorstellen.
Unsere Partnerfirmen stellen für ein
Gewinnspiel auch immer wertvolle
Preise zur Verfügung.
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Der Kammer der Ziviltechniker -
Innen für Steiermark und Kärnten
war durch Architektin DIin Eva
Gyüre vertreten, die präsentierte, was
die ZiviltechnikerInnen für die
Gemeinden tun können und wie man
geistige Dienstleistungen richtig
vergibt.

Hollu (Julius Holluschek GmbH),
der Spezialist für Sauberkeit,
Hygiene und Wohlbefinden, war erst-
mals bei der Landesfachtagung
dabei. Robert Kreindl stellte die
umfangreiche Angebotspalette vor.
Kreindl: „Wir haben über 100 Jahre
Erfahrung bei Reinigung und
Hygiene“. 

Ein alter Bekannter ist Raimund
Koch von PSC Public Software &
Consulting GmbH: „Unser Fokus ist
die öffentliche Verwaltung“. Wie
Koch betonte, hat sich die PSC
Public Software & Consulting
GmbH auf die Gemeindestruktur -
reform bereits vorbereitet.

Die UniCredit Bank Austria AG
war durch Mag. Wolfgang Figl
vertreten, der eine persönliche
Einschätzung der Zinspolitik und die
Auswirkungen auf die Kommunen
abgab.

Schon viele Jahre bei den
Landesfachtagungen dabei ist die
Neuhauser Verkehrstechnik. Andreas
Neuhauser und Elisabeth Eibl, MSc.
berichteten über Neuheiten in Sachen
Verkehrstechnik. 

Reinhard Damjanich, Vorsorge -
betreuer der Wiener Städtischen
Versicherung – Vorsorge, informierte
über ein besonderes Angebot für
Gemeindebedienste, das gemeinsam
mit dem Gewerkschaftsbund ent -
wickelt wurde.

Wie Helmut Neuhold von Neuhold
Datensysteme informierte, ist sein
Unternehmen auf alle Anfor -
derungen, welche die Gemeinde -
strutkurreform an IT-Unternehmen
stellen wird bestens gerüstet. 

Sebald Kreiner von Kreiner
Betreibseinrichtungen präsentierte
sich auch bei der diesjährigen
Landes fachtagung  als kompetenter
Partner, wenn es um Firmen- und
Büroeinrichtungen geht.

Geschäftsführer Herbert Mißmann
von Comm-Unity ließ keine Zweifel
aufkommen, dass Kompetenz,
Schlag  kräftigkeit und Erfahrungen

mit Comm-Unity untrennbar ver -
bunden sind.

Für DI. Mario Körbler von der
WebAgentur Körbler, ist der Spaß an
neuen Projekten und Heraus -
forderungen, eine Mischung aus 
solidem Know-How und langjährige
Erfahrung, gemischt mit einer Brise
an frischen Ideen der Garant dafür,
Unternehmen und auch Gemeinden
erfolgreicher zu machen.

Seniorchef Klaus Piller lies es sich
nicht nehmen persönlich die
Produkte von Piller Schul- und
Objekt einrichtungen GmbH zu
präsentieren. Selbst nach einer
Anreisezeit aus Innsbruck von 7
Stunden (!) hat ... Piller nichts an
seinem Witz und seiner Aussagekraft
verloren. Piller: „Der Wunsch des
Kunden ist uns Befehl und wir haben
für jeden Zweck das Richtige“. 

Amtsleiter Herbert Gasperl, MSc.
0676-83622-700 

Besuchen Sie unsere Homepage 

Besuchen Sie unsere Homepage 

unter flgö.at  

unter flgö.at  
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Europa lebt von seiner Vielfalt und
der Nähe zu seinen BürgerInnen:
Grenzüberschreitende Zusammen -
arbeit, die Entwicklung innovativer
europäischer Projekte, der Er -
 fahrungsaustausch und die Ver -
breitung von Informationen in ganz
Europa sind daher besonders wichtig.
Für Aktivitäten im wirtschaftlichen,
sozialen und kulturellen Bereich
bietet die EU dazu finanzielle Unter -
stützungen, die als Anreiz für die
Durch führung von gemeinsamen
Aktionen, Maßnahmen und Vor -
haben dienen sollen, die ohne EU-
Förderungen nicht durchgeführt 
werden könnten.

Um den Zugang zu diesen För -
derungen zu erleichtern, hat das Ver -
bindungsbüro des Landes Salzburg
zur EU in Brüssel seinen Leitfaden
für EU-Förderungen aktualisiert und
neu aufgelegt. Der VBB-Leitfaden
bietet InteressentInnen aus Salzburg
vielfältige Informationen über
Chancen und AnsprechpartnerInnen
für die Gestaltung gemeinsamer
Projekte auf EU-Ebene mit Ko-

finanzierungsmöglichkeiten durch
die Europäische Union.

Der aktualisierte Leitfaden für EU-
Förderungen vom Verbindungsbüro
des Landes Salzburg zur EU in
Brüssel (Stand Mai 2012) bietet eine
umfassende Übersicht über EU-
Kofinanzierungen in den folgenden
Bereichen:

• Beschäftigung und Soziales
• Tourismus
• Kultur
• Bildung
• UnionsbürgerInnenschaft
• Jugend
• Grundrechte & Justiz
• Gesundheit & VerbraucherInnen
• Umwelt
• Energie
• Verkehr
• Unternehmen & Innovation
• Forschung & Entwicklung
• Sicherheit & Inneres
• Steuern & Zollunion

Viele der EU-Förderungen arbeiten
mithilfe transnationaler Partner -

schaften: z.B. zwischen Organisa -
tionen in Österreich und einem oder
mehreren anderen Programmländern
(d.h. die übrigen 26 EU-Mitglied -
staaten und/oder ein weiteres Land,
das mit der EU ein bilaterales Ab -
kommen für die Programmteilnahme
unterzeichnet hat).  Auf den Inter -
netseiten des Landes Salzburg ver -
öffentlicht die Fachabteilung
Landes-Europabüro / EU-Ver -
bindungs büro darum regelmäßig 
Par tner suchen, die im EU-Ver -
bindungs büro Brüssel per E-Mail
einlangen: http://www.salzburg.gv.at/
themen/se/europa/eufoerderungen-
2/eu-partnersuche.htm

Der Leitfaden EU-Förderungen
(Mai 2012) kann im Verbindungs -
büro des Landes Salzburg zur EU per
Email unter bruessel@salzburg.gv.at
angefordert werden.

Weitere Informationen zu EU-
Förderungen sind abrufbar unter:
http://www.salzburg.gv.at/themen/se/
europa/eufoerderungen-2.htm

Leitfaden für EU-Förderungen:
Neuauflage aus dem Verbindungsbüro des Landes Salzburg zur EU in Brüssel
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Ihre 
Mag.a Michaela Petz-Michez,

M.E.S. MBA

Leiterin Verbindungsbüro des
Landes Salzburg zur EU

& Fachabteilungsleiterin a.i.
Landes-Europabüro

Rue F. Pelletier, 107, B-1030 Brüssel
T. +32 2 7430760, F. +32 2 7430761

E. michaela.petz@salzburg.gv.at
www.salzburg.gv.at/europa 

Nachstehend ein Überblick über die 
Voraussetzung für den Erhalt einer EU-Förderung:

Für jedes Förderungsprogramm werden in der Regel von der EU europaweite Aufrufe getätigt. 
Um mit einem Förderungsantrag erfolgreich zu sein, müssen bei der Beantragung einige Punkte 
beachtet werden:

• Echte europäische Dimension: Förderung der Ziele der EU und europäischer Bezug (deshalb sollten 
die Prioritäten des Projektes klar sein).

• Transnationalität: dabei handelt es sich um gemeinsame Projekte mit PartnerInnen aus anderen 
Mitgliedstaaten (oder Beitrittsländern); ansonsten sind nur nationale Förderungen (einige Ausnahmen 
z.B. bei Struktur- und Sozialfonds möglich). Transnationale Projekte können z.B. grenzüberschreitende 
Projekte sein oder aber Projekte mit TeilnehmerInnen aus mehreren an einem Programm teilnehmenden
(EU-)Ländern (die jedoch keine gemeinsame Grenze haben müssen).

• Innovation: Neuartigkeit des Projektes (es ist jedoch möglich, auf Ergebnissen früherer Projekte 
aufzubauen oder diese weiter zu entwickeln).

• Multiplikationsfähigkeit: Ergebnisse sollten in der Regelpraxis und anderen Mitgliedstaaten 
verwendbar sein (deshalb Verallgemeinerungsfähigkeit und Verbreitung der Ergebnisse nötig).

• Ausreichende Finanzmittel: vorerst meist Zwischenfinanzierung des Projekts erforderlich, da es bei der
Auszahlung der Förderungen zu Verzögerungen kommen kann – somit sollten ausreichend Finanzmittel
vorhanden sein.

• Antragsberechtigung nötig: meist sind Kommunen und andere öffentliche Gebietskörperschaften 
antragsberechtigt (siehe Richtlinien zu den einzelnen Förderungsprogrammen).

• Spezielle Formulare: es müssen spezielle Formulare verwendet werden, die meist auf der Homepage 
des jeweiligen Programms zur Verfügung stehen.

• Vollständigkeit: nicht vollständig ausgefüllte Formulare werden nicht bearbeitet.

• Abgabefristen einhalten: auch bei verspäteter Einreichung eines Antrags wird dieser nicht mehr 
beachtet.

Hilfe für die Beachtung dieser Hinweise bieten zahlreiche Kontakte in Land und Bund, die dem Förderleitfaden
entnommen werden können.
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TERMINAVISOTERMINAVISO
4. Public Management Impulse an der FH Oberösterreich, 16. Oktober 2012, 8:30 – 13:00 Uhr, Linz

Thema: 

Ressource Mensch: Potenziale identifizieren & Talente qualifizieren

Der öffentliche Sektor ist mit vielen Herausforderungen konfrontiert, deren Bewältigung nur unter Be -
rücksichtigung der öffentlich Be diensteten gelingen kann. Daher widmen sich die 4. Public Management Impulse
der FH OÖ den Mitar beit erinnen und Mitarbeitern in öffent lichen Einrichtungen. 

Entlang des Personalzyklus werden verschiedene Fragen aufgeworfen, wie z. B. 
• Wie können bereits zu Beginn die „richtigen“ Personen für den öffent lichen Dienst begeistert werden? 

• Welche Möglichkeiten der Laufbahn gestaltung sind denkbar? 

• Was bedeutet „Personalentwicklung“ bei einer 30jährigen Dienstzeit? 

• Wie kann das Wissen an die neuen MitarbeiterInnen übertragen werden, wenn jemand ausscheidet? 

Für die Beantwortung werden ausge wählte Instrumente anhand von konkreten Beispielen vorgestellt und für die
eigene Praxis vertieft.

Programm:
8:30 Uhr  Eröffnung und Begrüßung

Prof. Dr. Markus Lehner, Dekan der FH Oberöster reich, Fakultät für Gesundheit und Soziales, Linz

Ressource Mensch: Rahmenbedingungen und Herausforderungen im öffentlichen Dienst
Mag. Angelika Flatz, Leiterin der Sektion III: Öffentlicher Dienst und Verwaltungsinnovation 
im Bundeskanzleramt 
Potenziale identifizieren & Talente qualifizieren: 
Phasen und Instrumente eines zukunftsweisenden Personalmanagements
Prof. (FH) Dr. Brigitta Nöbauer, Professur für Personalmanagement, FH Oberösterreich, Fakultät für 
Gesundheit und Soziales, Linz

Frage- und Diskussionsrunde

10:15 Uhr       Pause

10:45 Uhr   Praxistaugliche Instrumente des Personalmanagements (3 parallele Sessionen)

13:00 Uhr         Offizielles Ende und Ausklang mit Buffet

Zielgruppe: EntscheidungsträgerInnen und MitarbeiterInnen aus Politik, Verwaltung, ausgegliederten 
Rechtsträgern und Interessensverbänden sowie Interessierte

Tagungsbeitrag: € 50,00 inkl. aller Unterlagen; € 25,00 ermäßigt für Studierende und AbsolventInnen der FH OÖ 

Ort und Zeit: FH Oberösterreich, Garnisonstraße 21, 4020 Linz; 8:30 – 13:00 Uhr 

Anmeldung: Bis zum 11. Oktober 2012 bei dominika.leichtfried@fh-linz.at 

Wir freuen uns auf Ihre Teilnahme!

Fachhochschule Öberösterreich
FH-Lehrgang „Kommunalmanagement“
Terminaviso die Public Management Impulse 
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